
chen Rentenversicherung auf das 60. Lebensjahr herabzusetzen 
und zur Fö rde rung der Teilnahme am gesellschaftlichen Leben 
die Berechtigung zur unentgeltlichen Beförderung i m öffentli­
chen Personennahverkehr auf alle bewegungsbee in t räch t ig ten 
Schwerbehinderten auszudehnen. 
Die vor uns liegenden Aufgaben der Sozialpolitik für Behinderte 
sind ihrer Struktur und ihrem Wesen nach immer noch unverän­
dert, seit es eine staatliche Sozialpolitik für Behinderte gibt: 
— Die Eingliederung der arbei ts fähigen Schwerbehinderten 

auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu ermöglichen; 
— in allen Fällen, wo dies möglich und vertretbar ist, Behinderte 

nicht i n Anstalten und Sondereinrichtungen unterzubringen; 
in den Fäl len aber, i n denen es notwendig ist, eine angemes­
sene Unterbringung in einer guten Anstalt sicherzustellen; 

— durch eine Novelle zum Rehabilitations-Angleichungsgesetz 
die bestehenden Mängel und Lücken i m Rehabilitationsrecht 
zu beseitigen und die Sozialhilfe i n den Anwendungsbereich 
des Gesetzes einzubeziehen; 

— ein einheitliches Buch Behindertenrecht i m Sozialgesetz­
buch vorzubereiten; 

— Koordination und Kooperation unter den Rehabi l i ta t ions t rä­
gern zu verbessern 

sowie 
— Lösungen für eine Verbesserung der Lage der Schwerstbe­

hinderten i n den Heimen und zur Vermeidung von Heimun­
terbringung für Schwerstbehinderte durch Schaffung ausrei­
chender ambulanter sozialer Dienste zu suchen. 
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Politik für Behinderte in der Bundesrepublik Deutschland 

Behindertenpolitik und Gesetzgebung 

Entschiedene Sozialpolitik für Behinderte, gezielte Rehabilita­
tionspolitik findet i n der Bundesrepublik Deutschland seit 1969 
statt. Zwar stand am Anfang der fünfziger Jahre noch eine Neue­
rung: M i t dem Schwerbeschädig tengese tz von 1953 wurde nach 
der Rechtszersplitterung der unmittelbaren Nachkriegszeit eine 
neue einheitliche Regelung geschaffen, auf der Grundlage des­
sen, was bereits i n der Weimarer Republik Gesetz geworden war. 
Neu hinzu kam — und das war ein Fortschritt — die Einführung 
einer Ausgleichsabgabe, die der Arbeitgeber zu zahlen hat, wenn 
er seiner Pflicht zur Beschäft igung Schwerbehinderter entspre­
chend dem Gesetz nicht nachkommt. Die Ausgleichsabgabe be­
trug nach jenem Gesetz pro nicht besetztem Pflichtplatz monat­
lich 50 D M . Ebenfalls neu war bei Verabschiedung dieses Geset­
zes die Einführung eines bezahlten Zusatzurlaubes von 6 Ar­
beitstagen pro Jahr. Damit stammen zwei ganz entscheidende 
Regelungen zur Förde rung der Beschäft igung von Schwerbehin­
derten bzw. zur Erleichterung ihres Arbeitslebens aus einer Zeit, 
für die ganz gewiß der heute anscheinend so populäre Vorwurf 
nicht gelten kann, für die Schwerbehinderten — damals Schwer­
beschädig ten — sei zuviel getan worden. 
1957 folgte, wie Jahre zuvor von der damaligen Bundesregierung 
angekündigt , das Körperbeh inder tengese tz . Es b e s c h r ä n k t e sich 
auf wenige Vorschriften sehr allgemeiner A r t und bewegte sich 
i m Rahmen der he rkömml ichen Fürsorge . Allerdings war ein 
Fortschritt mi t diesem Gesetz verbunden, näml ich großzügigere 
Bestimmungen für Kostenregelung, Einkommensanrechnung 
und Rückzahlungspfl icht . Fü r Rehabilitationsleistungen war die 
Einkommensgrenze faktisch dynamisiert auf einem Niveau, das 
wesentlich über den Einkommensgrenzen der Fürsorge bzw. So­
zialhilfe lag. Allerdings sollte dieses Gesetz nicht lange Bestand 
haben. M i t dem neuen Bundessozialhilfegesetz wurde 1962 das 
Körperbeh inder tengese tz abgelöst . Die Regelungen zur Körper­
beh inder ten-Fürsorge wurden erneut eingegliedert i n die allge­
meine gesetzliche Regelung zur Sozialhilfe (früher Fürsorge) . 
Ob damit ta tsächl ich eine Chance vertan worden ist, gerade i n 
Anknüpfung an die in den fünfziger Jahren geführ te Diskussion 
um eine Neuorganisation der Rehabi l i tacionsträgerschaf t einen 
Schritt weiter zu kommen, kann heute wohl nicht mehr schlüssig 
geklär t werden. 
Es sollte bis 1969 dauern, bis mi t dem Arbei t s förderungsgese tz 
der Großen Koali t ion w ä h r e n d der parlamentarischen Beratung 
ein Durchbruch für gesetzliche Begelungen zur beruflichen Re-
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habilitation erreicht wurde. Vom Körperbeh inde r t engese tz 1957 
bis zum Arbei t s förderungsgese tz 1969 waren 12 Jahre vergan­
gen. Rehabilitation war in der politischen Stagnation der sechzi­
ger Jahre ebenfalls dem Stillstand unterworfen. 1969 kamen die 
Impulse für neue Regelungen zur beruflichen Rehabilitation 
nicht von der Bundesregierung, nicht vom seinerzeitigen Bun­
desarbeitsminister Hans Katzer. Die Sozialpolitiker bildeten aus 
damals noch mehreren sozialpolitischen Ausschüssen , darunter 
jenem für Kriegs- und Verfolgungsschäden, eine gemeinsame 
Kommission, die Vorschläge für gesetzliche Neuregelungen er­
arbeitete. Ergebnis war eine eigentlich zum ersten Mal i n der 
Geschichte der Behindertenpolitik fundierte gesetzliche Grund­
lage für einen Rechtsanspruch auf Berufsförderung, für die in­
stitutionelle Förderung , eine hinreichende Fixierung des Lei-
stungskataloges, der Rechtsanspruch auf Unterhaltsgeld und die 
Verpflichtung der Bundesanstalt für Arbeit, selbst ini t iat iv be­
ruf sfördende M a ß n a h m e n einzuleiten, wenn sie die dafür vorlie­
gende Notwendigkeit erkennt. 
M i t dem Arbei ts förderungsgesetz war ein wichtiger Schwer­
punkt aller Rehabilitation in Angri f f genommen. Wo A r t und 
Schwere der Behinderung es erlauben, ist die Integration in das 
Berufsleben der entscheidende Baustein gesellschaftlicher Ein­
gliederung. Auf diesen ersten wichtigen Erfolg folgte 1970 das 
vom damaligen Bundesarbeitsminister Walter Arendt vorge­
legte Aktionsprogramm zur Förde rung der Rehabilitation, das 
i m vergangenen Jahr durch Bundesarbeitsminister Herbert 
Ehrenberg eine Fortschreibung erfahren hat. Das Programm 
konnte fortgeschrieben werden, wei l einerseits eine ganze Reihe 
der damals programmatisch formulierten Ziele inzwischen er­
reicht worden waren, andere aber ihrer Verwirkl ichung noch im­
mer bedürfen. So ist zum einen eine wesentliche Angleichung 
der unterschiedlichen Rehabilitationsleistungen der verschiede­
nen Träge r mi t der Schaffung des Rehabilitations-Anglei-
chungsgesetzes verwirkl icht worden. Andererseits kann man 
auch heute noch nicht davon sprechen, daß wi rk l i ch das ange­
strebte Ziel einer i n jedem Einzelfalle nahtlosen Rehabilitation 
durch Koordination der Träge r gewähr le i s te t ist. 
Das Rehabilitations-Angleichungsgesetz von 1974 glich das un­
terschiedliche Leistungsrecht der verschiedenen Rehabilita­
t ions t räger — Krankenversicherung, Unfallversicherung, Ren­
tenversicherung, Kriegsopferversorgung — einander an, ohne 
dabei die Sozialhilfe und Rehabilitationsregelungen für Beamte 
einzubeziehen. Deshalb gibt es auch heute noch erhebliche Lük-
ken bei der Angleichung des Leistungsrechtes auf dem heute er-
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reichten Standard zu schließen. Darüber hinaus m u ß festgestellt 
werden, daß es Mängel gibt, die sich auch nach erfolgter Anglei-
chung durch das Gesetz von 1974 erwiesen haben. Die Beibehal­
tung des zergliederten Systems der Rehabilitation mußte wohl 
zwangsläufig dazu führen, daß solche Mängel weiter bestehen 
und ve r s t ä rk t auftreten. 
Das Jahr 1974 war das Jahr eines Kanzlerwechsels und doch — 
wie die Geschichte der Behindertengesetzgebung dieses Jahres 
zeigt — eine Zeit ungebrochener politischer Kont inui tä t . Neben 
der Verabschiedung des Rehabilitations-Angleichungsgesetzes 
wurden das Schwerbehindertengesetz und die Dritte Novelle 
zum Bundessozialhilfegesetz parlamentarisch behandelt und 
verabschiedet. Ein wichtiger Durchbruch dabei war das Schwer­
behindertengesetz, das — nach den ersten Ansä tzen bereits i n 
der Weimarer Republik, die Wiedereingliederung in Arbeit nicht 
nur der Kriegsopfer, sondern auch der Arbeitsunfallverletzten 
zu fördern — jetzt zum Grundsatz der Final i tä t überging. Die 
Rechte auf bevorzugte Arbeitsvermittlung und Einstellung, auf 
besonderen Kündigungsschutz , auf Zusatzurlaub usw. gelten 
seit 1974 für alle Schwerbehinderten, u n a b h ä n g i g von der Ursa­
che ihrer Behinderung. Die Drit te Novelle zum Bundessozialhil­
fegesetz schuf ausnahmslos für alle körperl ich, geistig und see­
lisch erheblich Behinderten einen Rechtsanspruch auf Einglie­
derungshilfe. Insbesondere wurden Eingliederungshilfen für j u ­
gendliche Behinderte günst iger geregelt. Auf dieses Jahr der Be­
hindertengesetzgebung folgte 1975 das Gesetz über die Sozial­
versicherung Behinderter, das denjenigen Behinderten Zugang 
zur gesetzlichen Kranken- und Rentenversicherung verschafft, 
die in Werks t ä t t en für Behinderte oder in Anstalten, Heimen 
und dergleichen arbeiten. 
Eine Bilanz der Fortschritte in der Behindertenpolitik w ä h r e n d 
der siebziger Jahre m u ß a u ß e r d e m die Herabsetzung der flexi­
blen Altersgrenze für Schwerbehinderte in der gesetzlichen 
Rentenversicherung sowie i m Beamtenversorgungsrecht sowie 
die Erweiterung des Rechtes auf unentgeltliche Beförderung i m 
öffentlichen Personennahverkehr auf alle erheblich bewegungs-
bee in t räch t ig ten Schwerbehinderten, sowie die Stiftung H i l f s ­
werk für das behinderte Kind< (für Contergan-Geschädigte) und 
das Opferentschädigungsgesetz e rwähnen . Diese Bilanz ist be­
achtlich. Keine f rühere zeitgeschichtliche Phase hat eine derart 
erfolgreiche Bilanz der Sozialpolitik für Behinderte vorzuwei­

sen. M i t dieser Sozialpolitik für Behinderte ist vieles erreicht 
worden; seit Jahrzehnten geführte Diskussionen u m Verbesse­
rungen für die Behinderten konnten i n konkrete Gesetzgebung 
münden . Daß dabei eine neue Situation geschaffen worden ist, in 
der sich heute Kr i t ike r des Erreichten v e r s t ä r k t zu Wort melden, 
lohnt sich bestenfalls festzustellen. Das Erreichte ist verteidi-
genswert; gegenüber der Stagnation f rühere r Jahrzehnte hat die 
Politik der siebziger Jahre die Möglichkei ten der Eingliederung 
in Arbeit, Beruf und Gesellschaft für jeden Behinderten erheb­
lich verbessert. Die Fachleute werden angesichts konstruktiver 
K r i t i k sicherlich auch bereit sein, i m Rückblick d a r ü b e r zu räso­
nieren, an welcher Weggabelung der politischen Entscheidungen 
vielleicht ein noch besserer Weg hä t t e eingeschlagen werden 
k ö n n e n — über Verbesserungen darf nachgedacht werden. Man­
cher Fachmann, der sich beispielsweise die Diskussion um eine 
Neuorganisation der Rehabi l i ta t ions t rägerschaf t i n den fünfzi­
ger Jahren in Erinnerung ruft, mag sich auch eine bessere Aus­
gangslage für diese erfolgreiche Behindertenpolitik und für eine 
optimale Zielverfolgung der Eingliederung der Behinderten ge­
wünsch t haben. Deshalb i m folgenden 

drei provozierende Betrachtungen 

1. Die >Ausdehnung< der Leistungen als Prinzip und Kritik 

Die Ansä tze für p lanmäßige staatliche Regelungen für Behin­
derte lagen historisch immer zuerst i n der Versorgung derjeni­
gen >Staatsbediensteten<, die in A u s ü b u n g ihres Amtes besonde­
ren Gefährdungen für Leib und Leben ausgesetzt waren: der Sol­
daten. Erstmals i m und nach dem Ersten Weltkrieg wurde die 
Aufgabe einer Wiedereingliederung von Kriegsopfern/Kriegsbe­
schädigten ins Arbeitsleben ansatzweise zu einem Massenpro­
blem. I n f rüheren g röße ren Kriegen des 19. Jahrhunderts, wie 
etwa jenem von 1870/71, gab es i m Vergleich dazu eigentlich im­
mer nur eine Vielzahl an Einzelfällen von Kriegsinvaliden zu 
versorgen. Ihre Unterbringung ins Berufsleben, wo dies nach A r t 
ihrer Verletzung möglich war, bedurfte noch nicht so sehr der sy­
stematischen B e m ü h u n g e n . 
Nach dem Ersten Weltkrieg ging es u m rund 300000 noch er­
werbsfähige Kr iegsbeschädig te . Die Wiedereingliederung der 
Kr iegsbeschäd ig ten i m bzw. nach dem Ersten Weltkrieg m u ß 

Tiefverwurzelt sind insbeson­
dere die Vorurteile, die gegen 
geistig behinderte Menschen 
bestehen. Eine Chance, wirklich 
»dazuzugehören^ haben sie und 
ihre Angehörigen nur dann, 
wenn sie sich angstfrei in der 
Öffentlichkeit bewegen können 
und nicht mehr als fremde oder 
gar unheimliche Wesen verstan­
den werden. Verborgene mimi­
sche und musikalische Talente 
haben geistig Behinderte freige­
spielt, die an einem Modellver­
such im Bonner Gustav-Heine­
mann-Haus teilnehmen, einer 
Begegnungsstätte für Behin­
derte und Nichtbehinderte. 
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aber auch i m Rahmen der schon w ä h r e n d des Krieges begonne­
nen B e m ü h u n g e n um Demobilmachung und Wiederaufbau einer 
Friedenswirtschaft gesehen werden. Ganz allgemein richteten 
sich also die B e m ü h u n g e n frühzeitig auf eine Wiedereingliede­
rung aller Mil i tä rd iens t le is tenden in das zivile Berufsleben. Da­
mi t hatte auch die Wiedereingliederung der Kriegsopfer einen 
entsprechenden Stellenwert und konzentrierte sich nicht nur 
auf en tschädigungsrecht l iche Rentenzahlung. Wie das B e m ü h e n 
u m und die Zielsetzung für Wiedereingliederung der Kriegsbe­
schädigten mi t Hilfe einer Beschäft igungspfl icht der Arbeitge­
ber eine Hinterlassenschaft aus der Zeit des Ersten Weltkrieges 
war, so stammt beispielsweise die Einführung der unentgeltli­
chen Beförderung i m öffentlichen Nahverkehr für Kriegsopfer 
aus der Zeit des Zweiten Weltkrieges. 
Jede Politik n immt irgendwo ihren Anfang, so auch die Sozialpo­
l i t i k für Behinderte. Während ein gewisser gesetzgeberischer 
Standard erreicht ist, eilt die wissenschaftliche, die verbandliche 
und gelegentlich auch die politische Diskussion diesem Stand 
voraus. Dies m u ß so sein — sonst w ä r e Politik nicht machbar. 
Die Diskussion um eine bessere Sozialpolitik für Behinderte, u m 
ver s t ä rk te B e m ü h u n g e n zu ihrer Eingliederung in Arbeit, Beruf 
und Gesellschaft, war wohl immer entscheidend mi tgepräg t von 
dem Bemühen , eine unterschiedliche Behandlung von Kriegsop­
fern und anderen Behinderten hinsichtlich ihrer Eingliederung 
in die Gesellschaft aufzuheben. Die Herausbildung des gesell­
schaftlichen, des politischen Konsenses da rübe r brauchte jedoch 
bis in die siebziger Jahre dieses Jahrhunderts. Alle Ansätze , die 
Leistungen und/oder den Personenkreis der Anspruchsberech­
tigten zu erweitern, wurde begleitet von der Kr i t i k , es sei unzu­
lässig, die Leistungen bzw. den Personenkreis über den erreich­
ten Standard hinaus auszudehnen. Solche K r i t i k kam von den 
Arbeitgebern, soweit sie i n die Pflicht genommen wurden (wie 
etwa mi t dem Schwerbeschädig tengese tz von 1953). Sie kam 
aber auch aus der verbandlich organisierten Ärzteschaft . Von 
dieser Seite hieß es 1955: » . . . w i r d durch unklare Bestimmung 
des Begriffes Körperbeh inder te r einer wohl ursprünglich nicht 
beabsichtigten unbegrenzten Ausdehnung der Wohltaten des 
Gesetzes der Weg geebnet.« Und von seifen der Bundesvereini­
gung der Deutschen Arbe i tgeberverbände hieß es 1952: 

»Es hieße daher den Charakter des Schwerbeschädigtengesetzes voll­
kommen verändern, wenn der Personenkreis, dem sein Schutz zuteil wer­

den soll,... wesentlich ausgedehnt werden würde. Jede Ausweitung über 
den Kreis der eigentlichen Kriegsopfer, das sind die um 50 % und mehr in 
ihrer Erwerbsfähigkeit geminderten Beschädigten, auf andere Personen­
gruppen würde nicht nur eine Benachteiligung derer darstellen, für die 
das Gesetz heute wie vor 25 Jahren geschaffen wird ...«. 
Hinter dieser K r i t i k verbarg sich zum Teil die Abwehr gegen an­
fallende Verpflichtungen. Wollte man also ernsthaft die Frage 
stellen, ob nicht ein anderes Prinzip als das der >Ausdehnung< in 
der Tradition der Politik für Behinderte bereits vorgeformter 
Leistungen sinnvoll gewesen wäre , m ü ß t e n andere durchset­
zungsfähige Ansatzpunkte genannt werden. Sie hat es historisch 
nicht gegeben. Dies war eine geschichtliche Entwicklung, die al­
lerdings heute, was die >Ausdehnung< von Leistungen für 
Kriegsopfer auf alle Schwerbehinderte entsprechend dem 
Grundsatz der Final i tä t angeht, einen gewissen Abschluß er­
reicht hat. Dies ist nicht etwa die >Grenze des Sozialstaates<, 
nicht eine Grenze des Finanzierbaren, nicht eine Grenze des po­
litisch Machbaren, sondern die historische Verwirkl ichung des 
Final i tä tspr inz ips selbst. Der Gedanke der Final i tä t — der 
Zweckgerichtetheit aller Leistungen u n a b h ä n g i g von der Ursa­
che der Behinderung (ob Kriegsbehinderter oder Zivilbehinder­
ter) — ist weitgehend verwirklicht, das Prinzip dieser >Ausdeh-
nung< von Leistungen damit historisch so gut wie durchge­
setzt. 

2. Die >Beibehaltung< des gegliederten Systems 
als Kritik und Prinzip 

»Die Nachteile des historisch gewachsenen, gegliederten Sy­
stems der Rehabilitation sollen ü b e r w u n d e n werden, ohne das 
System selbst in Frage zu stellen.« So lautet eine Formulierung 
aus dem Bericht des feder führenden Ausschusses des Deut­
schen Bundestages zum Rehabilitations-Angleichungsgesetz 
von 1974. In der bei Schaffung dieses Gesetzes verfolgten Geset­
zestechnik spiegelt sich die ganze Problematik des in eine Viel­
falt von Rehabi l i t a t ions t rägern zersplitterten Systems der sozia­
len Sicherung i n der Bundesrepublik Deutschland. Bei den Bera­
tungen zum Rehabilitations-Angleichungsgesetz hatte sich die 
Bundesvereinigung der Deutschen Arbe i tgeberve rbände »gegen 
alle Bestrebungen, den Bereich der Rehabilitation in einer zen­
tralisierten Einrichtung zusammenzufassen« , gewandt. Wohl 
eingedenk der i n den fünfziger Jahren geführ ten Diskussion um 
die Schaffung eines einheitlichen Rehabi l i t a t ions t rägers ver-

Auch ohne Arme kann ein Kraft­
fahrzeug gelenkt werden: Schwer­
behinderte werden in einer Fahr­
schule in Bocholt als Verkehrsteil­
nehmer ausgebildet. Spezialein-
richtungen für serienmäßige 
Automobile ermöglichen es 
schwer körperbehinderten Men­
schen, die infolge Schädigung 
durch Contergan oder Unfall ohne 
Arme ihr Leben bestehen müssen, 
alle Bedienungsfunktionen zum 
Beispiel mit den Beinen auszufüh-

Vereinte Nationen 3/81 87 



wies die Bundesvereinigung darauf, daß »auf Init iative der Sozi­
alpartner die Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation ge­
g ründe t worden« sei. 
Die Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation arbeitet seit 
1969. M i t dem Rehabilitations-Angleichungsgesetz sind ihr 1974 
Aufgaben zugewachsen. Hier wurde das Insti tut der Gesamtver­
einbarungen gesetzlich vorgesehen. Danach sollen die Rehabili­
t a t ions t räger zur besseren Koordination ihrer Aufgabenerfül­
lung untereinander Vereinbarungen schließen. Solche Vereinba­
rungen sind bis heute zum Teil zustande gekommen, zum Teil 
nicht. Dort wo sie existieren, sind sie in der Regel ungenügend . 
Dies betrifft beispielsweise das ganz wichtige Anliegen, den Zu­
gang zu den i m Einzelfalle erforderlichen Rehabilitationslei­
stungen durch ausreichende und möglichst gemeinschaftliche 
Auskunfts- und Beratungsstellen für jeden Behinderten so zu 
formalisieren, daß Benachteiligungen für den einzelnen je nach 
Wohnort oder individuellem Bildungsstand sich nicht ergeben 
können . Wenn heute in Fachkreisen, so auch den Arbeitsgrup­
pen der Nationalen Kommission für das Internationale Jahr der 
Behinderten, über den Ausbau von Forschung und Dokumenta­
tion i m Dienste der Behinderten diskutiert und dabei Wert dar­
auf gelegt wird , eine solche Dokumentation und die Forschungs­
ergebnisse benutzerfreundlich zugänglich zu machen, m u ß 
daran erinnert werden, daß Pr ior i tä t bei allen B e m ü h u n g e n 
wohl haben müßte , den Zugang zur Inanspruchnahme gesetzlich 
geregelter individueller Rech t sansp rüche >benutzerfreundlich< 
zu machen. Daß in der gegenwär t ig unbefriedigenden Situation 
die Anregung kommt, die Aufgabe der Auskunft und Beratung 
den verschiedenen Vers iche rungs t räge rn zu entziehen und den 
Kommunen als Aufgabe zuzuweisen, kann daher nicht verwun­
dern. 

Die Fortschritte in der Behindertenpolitik sind immer wieder an 
Reibungsf lächen gestoßen, die sich aus dem gegliederten Sy­
stem ergeben. Dies w i r d auch in Zukunft nicht anders sein. I n 
Anbetracht der historischen Entwicklung w ä r e es längs t fällig, 
endlich ein eigenes Buch Behindertenrecht i m Sozialgesetzbuch 
als parlamentarische Aufgabe anzugehen. Dabei m u ß eine wei­
tere Angleichung bzw. Vereinheitlichung des Behindertenrechts 
erfolgen, in einem ersten Schritt durch Einbeziehung der Sozial­
hilfe in die Angleichungsbestimmungen. Darüber hinaus m u ß in 
diesem Zusammenhang die Diskussion u m die Aufgabenvertei­
lung hinsichtlich der Leistungen zur sozialen Integration und die 
Möglichkeiten ihrer Erfüllung durch alle Rehabi l i t a t ions t räger 
vorangetrieben werden, damit gesellschaftliche Eingliederung 
als E rgänzung zur Eingliederung in Arbeit und Beruf und als ei­
gens tänd ige Leistung den entsprechenden Stellenwert erhalten 
kann. Für das Anliegen einer Vereinheitlichung des Behinder­
tenrechts als eigenes Buch i m Sozialgesetzbuch gibt es jedoch 
Widers tände und Schwierigkeiten. Die Sozialgesetzbuch-Kom­
mission hat sich gegen ein solches eigenes Buch ausgesprochen, 
weil sie am gegliederten System festhalten w i l l . Und die Mehr­
heit der CDU/CSU-Länder i m Bundesrat hat sich bereits ener­
gisch gegen den längs t überfäl l igen Versuch ausgesprochen, mi t 
dem 10. Buch Sozialgesetzbuch n ä h e r e Bestimmungen über die 
Möglichkeiten und Aufgaben der Arbeitsgemeinschaften der Re­
habi l i ta t ions t räger zu schaffen, weil sie hier in schon den Weg zu 
Einheitsversicherung und Einhe i t s t räger der Rehabilitation 
sieht. Dabei w ä r e es gerade wegen der gegenwär t ig enger gewor­
denen F inanz ie rungssp ie l räume für Sozialpolitik an der Zeit, 
eben nicht am erreichten Standard des Leistungsrechts für Be­
hinderte he rumzumäke ln , sondern die durch mangelhafte Koor­
dination der Aufgabenerfül lung unter den zersplitterten Rehabi­
l i ta t ions t rägern entstehenden Mängel festzustellen und Kosten­
einsparungen dort vorzunehmen, wo sie aus leerlaufender Bü­
rokratie und aus Institutionen-Egoismus entstehen. 
Die K r i t k an der Beibehaltung des zergliederten Systems der 
Rehabilitation ist stets auch Antrieb und Motor der sozialpoliti­
schen Diskussion um die optimalen Eingliederungshilfen für Be­
hinderte gewesen. Aber dieses historisch ü b e r k o m m e n e Prinzip 
der Vielzahl von Rehabi l i t a t ions t rägern hat sich ungeachtet er­

fahrungsgesä t t ig te r K r i t i k dieser Diskussion gegenüber bisher 
als resistent erwiesen. 

3. Die >Einrichtungen< als Erfolgsausweis? 

M i t Anstalten und Heimen in Asyl-Funktion, Verwahreinrich­
tungen hat historisch das gesellschaftliche B e m ü h e n um Behin­
derte vereinzelt bereits i m Mittelalter begonnen. Institutionelle 
Fö rde rung von Rehabilitationseinrichtungen hat auch heute 
noch einen ganz hohen Stellenwert. Berufsbildungswerke, Be­
rufs förderungswerke und Werks tä t t en für Behinderte sind Ein­
richtungen, in denen Behinderte eine berufliche Rehabilitation 
erhalten, die möglichst auf ihre völlige Wiedereingliederung in 
Arbeit, Beruf und Gesellschaft zielt. Nicht ohne kritischen Unter­
ton wi rd etwa von dem Soziologen von Ferber vermerkt, diese 
A r t kostenaufwendiger Rehabilitation in Institutionen sei i n der 
Bundesrepublik einmalig auf der ganzen Welt. Daß so manches 
an diesem Konzept der institutionellen F ö r d e r u n g auch kr i t ik ­
würdig ist, kann niemanden verwundern. Die Rehabilitanden 
selbst beispielsweise artikulieren ein gewisses Maß an Unzufrie­
denheit i n der Forderung, statt eine i m Monat vier Familien­
heimfahrten bezahlt zu erhalten. Die Trennung des Behinderten 
von seiner Familie und seinem Freundeskreis (wie böswillige 
Kr i t ike r sagen: seine Isolation), kann durchaus zum Anlaß für 
weiteres Nachdenken genommen werden. 
Dies bedeutet nicht, an den Leistungen der beruflichen Rehabili­
tation und ihrem hohen Standard zu rüt te ln . Es kann nur heißen, 
über die A r t der Erbringung solcher Leistungen nachzudenken. 
Dies kann nur sehr differenziert geschehen. Weniger zentrale, 
weniger groß dimensionierte Einrichtungen und statt dessen 
regionale Einrichtungen, die dem Behinderten eine größere 
Chance für Kontakte zu Familie und Freundeskreis w ä h r e n d der 
Phase der Rehabilitation lassen, sind eine denkbare Möglich­
keit. Dies erfordert Arbeitsgemeinschaften von Trägern , damit 
ein solches Konzept ü b e r h a u p t experimentell geprüft werden 
könnte . Wir wissen aus der sich zunehmend seit Jahren verdich­
tenden wissenschaftlichen Diskussion, daß die »einfach organi­
sierten Sozialsysteme wie Familie, Nachbarschaft, Freund­
schaf tsbeziehungen«, »pr imäre soziale Netze« also, ein entschei­
dender Faktor sein können, den Behinderten in seinem Selbst­
bewußtse in zu s t ä rken , damit er mi t der Behinderung fertig wer­
den kann, und seine Bereitschaft zu fördern, den durchaus unge­
wohnten Prozeß des neuerlichen Lernens und Umlernens nach 
Jahren der Berufs tä t igkei t nicht nur zu beginnen, sondern auch 
bis zum Abschluß durchzustehen. 
Viel wichtiger noch als in der Phase der beruflichen Rehabilita­
t ion ist es in der Rehabilitation von Suchtkranken w ä h r e n d der 
Entzugs- und der En twöhnungsphase , den Kontakt zu diesen — 
um in der Sprache des Soziologen zu bleiben — »einfach organi­
sierten Sozia lsys temen« aufrechtzuerhalten. Die Rehabilita­
t ions t räger stehen vor der Herausforderung, hierauf mehr als 
bisher zu achten, um Erfolge dauerhaft zu garantieren. Dabei 
m u ß über leg t werden, in welcher Weise Selbsthilfegruppe in die 
Rehabilitationsarbeit einbezogen werden können , ohne d a ß die 
Rehabi l i t a t ions t räger selbst dadurch aus der Verantwortung 
entlassen werden könnten . Es bleibt ein Problem, daß bei der Re­
habilitation in den großen Einrichtungen der Behinderte haupt­
sächlich in einer Patientenrolle ist. Wichtige Verrichtungen des 
al l täglichen Lebens werden ihm bei Heimunterbringung abge­
nommen. Auf diese Phase der Rehabilitation folgt dann eine 
Phase, in der er nach Wiedereingliederung an einem Arbeits­
platz nicht mehr durch andere dynamisch vorangetrieben wird , 
sondern typischerweise sich selbst übe r l a s sen bleibt, wobei in 
dieser Phase eine bis dahin nicht e ingeübte Familie, ein nicht 
e ingeübter Freundeskreis oftmals die dann erforderliche stabili­
sierende Wirkung nicht entfalten kann. 

Ausbau und Weiterentwicklung der Sozialpolitik für Behinderte 

Auch angesichts enger gewordener F inanz ie rungssp ie l r äume 
bei den Sozia lvers icherungs t rägern und in den öffentlichen 

88 Vereinte Nationen 3/81 



Haushalten bleiben die eigentlichen Probleme weiter bestehen. 
Nachsorge und nachgehende Hilfen nach erfolgter Wiederein­
gliederung des Behinderten in Arbeit und Beruf sind ein ganz 
großes Defizit innerhalb der gesetzlich normierten Palette der 
Rehabilitationsleistungen. Die Nationale Kommission für das 
Internationale Jahr der Behinderten hat d a r ü b e r hinaus insbe­
sondere betont, daß ambulante soziale Dienstleistungen für Be­
hinderte ausgebaut werden müssen , daß die Situation der Pfle­
gebedürft igen zu verbessern ist. Vor uns liegt die Aufgabe, daß 
solche Behinderte, die in Arbeit und Beruf und Gesellschaft ein­
gegliedert werden könnten , wenn sie w ä h r e n d der Tages- und 
gelegentlich auch der Nachtzeiten individuell betreut w ü r d e n 
(beispielsweise von einem Zivildienstleistenden), solche Hilfe er­
halten sollten, ohne dafür unter großer Kraftanstrengung unnö­
tige bürokra t i sche Wege gehen zu müssen . Jugendliche Behin­
derte, die nach A r t und Schwere ihrer Behinderung niemals er­
werbsfähig werden können, brauchen einen Zugang zum System 
der sozialen Sicherung, u m nicht abhängig zu bleiben von dem 
Einkommen ihrer Unterhaltsverpflichteten. Hier gibt es inso­
fern noch einen Nachholbedarf bei der Verwirkl ichung des Prin-
zipes der Final i tät : gleichen Zugang zur sozialen Sicherheit für 
alle Behinderten zu schaffen. Darüber hinaus werden i m Rah­
men der allgemeinen Diskussion u m v e r s t ä r k t e n Wohnungsbau 
die B e m ü h u n g e n fortzusetzen sein, behindertenfreundliche 
Wohnungen möglichst i n Nähe der Stadtzentren zur Verfügung 
zu stellen. 
Alle diese Beispiele zeigen i m wesentlichen, daß nach einem gro­
ßen Sprung nach vorne in bezug auf die Ein- bzw. Wiedereinglie­

derung in Arbeit und Beruf auch und gerade von Seiten der Be­
h inde r t enve rbände als zusätzl iche und e igens tändige Aufgabe 
Init iat iven zur besseren Förde rung der gesellschaftlichen Inte­
gration erwartet werden — für diejenigen, die als Arbeitnehmer 
eingegliedert sind, wie auch für die nicht oder noch nicht in Ar­
beit und Beruf eingegliederten Behinderten. Aktionsprogramm 
der Bundesregierung und Bericht der Nationalen Kommission 
weisen ebenfalls in diese Richtung. Sie bilden eine Grundlage 
für weitere politische Arbeit. 

Literaturhinweise 

Gesetzentwurf der Bundesregierung: Entwurf eines Sozialgesetzbuchs (SGB) -
Zusammenarbeit der Leistungsträger und ihre Beziehungen zu Dritten, Bun­
destags-Drucksache 9/45. — Bericht des federführenden Ausschusses des Deut­
schen Bundestages zum Rehabilitations-Angleichungsgesetz, Bundestags-
Drucksache 7/2256; auch abgedruckt bei Karl Jung/Bernhard Preuß, Rehabili­
tation. Die Angleichung der Leistungen, Bonn, 2. Aufl. 1975. — Ansätze zur 
>Staatsmedizin<? Stellungnahme der Deutschen Ärzteschaft zum »Körperbe­
hindertengesetz« vor dem Bundestagsausschuß für öffentliche Fürsorge am 
14. Oktober 1955, Sonderdruck aus: Arztliche Mitteilungen. Deutsches Ärzte­
blatt, Heft 34 v. 1.12.1955. — Stellungnahme der Bundesvereinigung der Deut­
schen Arbeitgeberverbände zum Entwurf eines Gesetzes über die Beschäfti­
gung Schwerbeschädigter (Schwerbeschädigtengesetz), Sonderdruck, Juli 1952. 
— Friedhart Hegner/Ernst-H. Schmidt, Aspekte und Probleme einer Gesell­
schaftspolitik für Behinderte und für psychisch Gestörte in der BRD, in: Chri­
stian von Ferber/Franz-Xaver Kaufmann, Soziologie und Sozialpolitik (Sonder­
heft 19/1977 der Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsychologie). — Ak­
tionsprogramm Rehabilitation in den 80er Jahren, hrsg. vom Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung (Referat Presse- und Öffentlichkeitsarbeit), 
Bonn, 2. Aufl. 1980. — Bericht und Empfehlungen der Nationalen Kommission 
zum Internationalen Jahr der Behinderten 1981, hrsg. vom Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung (Sekretariat der Nationalen Kommission für das In­
ternationale Jahr der Behinderten), Bonn 1980. 

Das Internationale Jahr der Behinderten in den Vereinten 
Nationen und in der Bundesrepublik Deutschland GERHAF 

Zwei Bemerkungen sollen an den Anfang gestellt werden. Die 
eine bezieht sich auf die nicht enden wollende Diskussion, ob es 
sinnvoll ist, i n rascher Folge internationale Themen für einzelne 
Kalenderjahre zu ve rkünden . Die Diskussion darüber , die auch 
i n den Gremien der Vereinten Nationen geführt w i r d 1 , soll an 
dieser Stelle nicht fortgesetzt werden. Bei den Vorbereitungen 
für das Internationale Jahr der Behinderten in der Bundesrepu­
bl ik Deutschland spielte diese Frage aber auch wohl deshalb nur 
eine untergeordnete Rolle, wei l alle Beteiligten die Anregungen 
der Vereinten Nationen ohne Zögern als eine willkommene zu­
sätzliche Gelegenheit zur Verbesserung der Situation der Behin­
derten aufgegriffen und die Vorbereitungsarbeit unverzügl ich 
aufgenommen haben. Wie sich aus den weiteren Ausführungen 
ergeben wird , ist man inzwischen in der Bundesrepublik 
Deutschland zu greifbaren Resultaten gelangt. 
Die andere Bemerkung betrifft eigentlich schon den Gegenstand 
des Themas in einem seiner Kernpunkte. Sie bezieht sich auf die 
Proklamation des Internationalen Jahres der Behinderten durch 
die Weltorganisation i m Jahre 1976. Damals wurde 1981 zum ' I n ­
ternational Year for Disabled Persons<2 ausgerufen, also zum 
Jahr für Behinderte. Anders als i n der Bundesrepublik Deutsch­
land, wo man von Anfang an die Bezeichnung 'Internationales 
Jahr der Behinderten«: gewähl t hatte, um damit sinnfällig zum 
Ausdruck zu bringen, daß 1981 eben das Jahr der Behinderten 
sein solle, wurde die offizielle Bezeichnung der Vereinten Natio­
nen erst nach einer entsprechenden Empfehlung ihres zur Vor­
bereitung des Jahres eingesetzten Beratenden Ausschusses in 
'International Year of Disabled Persons< geänder t . Diese von der 
Weltorganisation eigentlich recht spät vorgenommene Korrek­
tu r 3 ist deshalb von Bedeutung, wei l zumindest in der Bundesre­
publik gelegentlich auch von Behinderten behauptet wi rd , das 
Jahr 1981 diene mehr der Selbstdarstellung der Regierung und 
der Funk t ionä re als den wirkl ich jn Interessen der Behinderten. 

Die Bundesregierung hat von Anfang an besonderen Wert auf 
die Feststellung gelegt, daß 1981 nicht das Jahr der Bundesregie­
rung oder das Jahr der Bundes l ände r sei, auch nicht das Jahr der 
Verbände oder ihrer Funk t ionäre , sondern das Jahr der Betrof­
fenen. Soweit sich die Bundesregierung dazu i n der Lage sah, hat 
sie deshalb die Behinderten selbst weitestgehend an den Vorbe­
reitungen für das Internationale Jahr beteiligt. Auch die Durch­
führung zahlreicher Veranstaltungen auf regionaler und örtli­
cher Ebene ist von den Gemeinden und Kreisen vielfach in die 
H ä n d e der Behinderten oder ihrer Vertretungen gelegt wor­
den. 

I. Zur Vorgeschichte des Internationalen Jahres 

Nach G r ü n d u n g der Vereinten Nationen galt ihr sozialpoliti­
sches Interesse vor allem solchen sozialen Problemen, die Folge 
der Kriege in aller Welt waren, und richtete sich deshalb damals 
in erster Linie auf die Rehabilitation der Kriegsversehrten 4 . An­
sätze der Weltorganisation zur Fö rde rung der gesellschaftlichen 
Eingliederung der Behinderten reichen bis i n das Jahr 1950 zu­
rück, als der Wirtschafts- und Sozialrat der Vereinten Nationen 
(ECOSOC) den Gene ra l s ek re t ä r ersuchte, »ein gut koordiniertes 
internationales Programm zur Rehabilitation von Körperbehin­
derten auszua rbe i t en« 5 . I n einer weiteren Entsch l ießung for­
derte der ECOSOC eineinhalb Jahrzehnte spä te r die UN-Mit­
gliedstaaten auf, »den Rehabilitationshilfen, vor allem der Aus­
bildung von Fachkräf ten«, i m Rahmen ihrer Sozialprogramme 
entsprechenden Raum zu geben; UNO und Sonderorganisatio­
nen wurden ersucht, »ihre Akt ivi tä ten auf dem Gebiet der Reha­
bili tation auszudehnen« , u m auch durch eine Verbesserung der 
Hilfen für die Behinderten zum sozialen Fortschritt beizutra­
gen 6. Die UN-Generalversammlung, die 1969 in ihrer ' E r k l ä r u n g 
über Fortschritt und Entwicklung i m Sozialbereich< das Thema 
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